ANTRAG AUF BETEILIGTENGEBÜHREN

GebAG 1975

Name des Beteiligten:

Adresse des Beteiligten:

Geburtsdatum des Beteiligten:

GZ: VGW-

Name:

Verhandlung am:          

Für die Teilnahme an der oben genannten Verhandlung (von .............. Uhr bis .................. Uhr) mache ich folgende Reisegebühren geltend:

I. Reisekosten

1) Eisenbahn oder Überlandbus: 

   * Kosten für die Anreise von .........  (Wohnort/Arbeitsstätte)

     zum Bahnhof oder zur Bushaltestelle

     und zurück.................................................................. EUR

   * Kosten für die Bahnreise 2. Klasse oder Busreise 

     von .................................................................. nach Wien             

     und zurück.................................................................. EUR

   * Kosten für die Anreise vom Bahnhof in Wien bzw. 

     von der Bushaltestelle in Wien zum Vernehmungsort

     und zurück.................................................................. EUR

2) Anderes Beförderungsmittel/Kilometergeld:

    Ich habe für die Anreise von  .......... Wohnort/Arbeitsstätte)

    * mein eigenes Motorrad (..................... cm3)  

    * meinen eigenen PKW

    verwendet und habe insgesamt ........... km zurückgelegt.


Ich bin von  ................................. (Wohnort/Arbeitsstätte)


* zu Fuß


* mit dem Fahrrad


angereist und habe insgesamt  ........... km zurückgelegt.


II. Aufenthaltskosten:

    Ich habe meine Reise am .............. um ............... Uhr angetreten.

    Ich habe meine Reise am .............. um ................Uhr beendet.

III. Entschädigung für Zeitversäumnis
      Ich bin

   * selbstständig erwerbstätig

    * unselbstständig (als Angestellter/Arbeiter) erwerbstätig

      und mache daher geltend:

Ich ersuche, die Beteiligtengebühr auf das folgende Konto anzuweisen:
IBAN: …………………………………………

BIC: …………………………………………...

lautend auf: …………………………………..

Ort: ............................... , Datum: ....................... 

Unterschrift: ........................................................

MERKBLATT GEBÜHRENANSPRUCH

Reise- und Aufenthaltskosten:

Der Beteiligte hat Anspruch auf Ersatz der notwendigen Reisekosten, in der Regel in der Höhe der Kosten für die Benützung eines Massenbeförderungsmittels unter Ausnützung aller Tarifermäßigungen. Bei Benützung der Eisenbahn wird der Fahrpreis der zweiten Klasse, einschließlich einer Platzkarte vergütet. Ferner hat der Zeuge Anspruch auf Ersatz des notwendigen Mehraufwandes für Verpflegung und Nächtigung nach Maßgabe der gesetzlichen Sätze (Frühstück EUR 4,--, Mittag- und Abendessen jeweils EUR 8,50, Nächtigung EUR 12,40, wobei dieser Betrag für Nächtigung gegen Bescheinigung bis zum Dreifachen überschritten werden kann). 

Entschädigung für Zeitversäumnis:

Erwerbstätige haben Anspruch auf Ersatz ihres Verdienst- oder Einkommensentganges. An Stelle dieses Ersatzes kann der Beteiligte den Ersatz der Kosten eines notwendigen Stellvertreters begehren; ausschließlich im Haushalt tätigen Beteiligten werden die angemessenen Kosten einer notwendigen Hilfskraft ersetzt.       

Begleitpersonen:

Bedarf der Beteiligte wegen seines Alters oder wegen eines Gebrechens einer Begleitperson, so hat diese einen Gebührenanspruch wie ein Beteiligter.

Anspruchsbescheinigung:

Der Beteiligte hat diese Ladung vorzulegen und die für die Gebührenbestimmung bedeutsamen Umstände, insbesondere durch Vorlage einer Bestätigung über den Verdienst- oder Einkommensentgang oder die Entlohnung eines Stellvertreters oder einer Hilfskraft, gegebenenfalls auch durch Vorlage einer Bestätigung seiner Dienststelle über die Höhe der ihm zustehenden Reisegebühren, zu bescheinigen.

Müsste der Beteiligte zu seiner Vernehmung aus einem weiter entfernten Ort als dem auf der Ladung angeführten Zustellort anreisen, so hat er dies zur Wahrung seines höheren Gebührenanspruches unverzüglich dem Verwaltungsgericht Wien anzuzeigen.

Geltendmachung der Gebühr:

Der Beteiligte hat den Anspruch auf seine Gebühren binnen vierzehn Tagen nach der Verhandlung bei sonstigem Verlust mündlich oder schriftlich bei dieser Behörde geltend zu machen.

(ad Antrag auf Beteiligtengebühren GebAG 1975)

